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T r a n s i t p r o b l e m 

ei Straßengütertransit über 
die Alpen entwickelte sich 
im Zuge der Verhandlun­

gen zwischen EFTA und EG über 
die Gründung eines gemeinsamen 
europäischen Wiitschaftsraumes 
(EWR) zu einem schier unüberwind-
baren Hindernis . Die Schweiz be­
harrt auf ihrem Gewichtslimit von 
28 t, Österreich will die Belastung 
durch den Transitverkehr mit strengen Emissionsnormen 
und restriktiver Kontingentpolitik kräftig senken. Aus den 
EWR-Verhandhingen wurde das Transitproblem vorläufig 
ausgeklammert In den künftigen Beitrit tsverhandlungen 
Österreichs mit der EG wird es jedoch auch eine wesentli­
che Rolle spielen Der Avis der EG zum Beitrittsantrag 
Österreichs unterstreicht, „daß im Bereich des Verkehrs 
der Beitritt Österreichs für die Gemeinschaft größere 
Schwierigkeiten bereiten wird als die früheren Beitritte" 
(EG, 1991) Die EG-Kommission weist aber auch darauf 
hin, daß ihre Zielsetzung der „Erleichterung des Waren­
verkehrs durch Osten eich" den Aspekten des Umwelt­
schutzes und der Zumutbarkei t der Verkehrsdichte für die 
betroffene Bevölkerung gegenüberzustellen ist. Lokale 
Bürgerinitiativen und internationale Umweltschutzorgani-
sat ionen blockierten bereits mehrmals Tiansi tautobahnen 
Damit bestärken sie nicht nur die Verkehrsminister der 
Alpenländer in ihrer Haltung, sondern machen auch deut­
lich, daß eine reibungslose Abwicklung des Transitver­
kehrs künftig nur dann gewährleistet sein wird, wenn die 
internationalen Verkehrsabkommen die Forderungen der 
Menschen aus den belasteten Transi träumen berücksichti­
gen Der vorliegende Beitrag untersucht die von den Bür­
gerinitiativen geforderten Maßnahmen zur Regelung des 
Transitverkehrs auf ihie umweltökonomische Effizienz 
Die Schwächen der M a ß n a h m e n weiden aufgezeigt und 
notwendige Verbesserungen und Ergänzungen ausgearbei­
tet Dabei darf nicht vergessen werden, daß auch der Pkw-
Verkehr und der Lkw-Eigenverkehr Umweltprobleme ver­
ursachen, die es zu lösen gilt 

Das WIFO setzte sich bereits ausführlich mit den 
grundsätzlichen Problemen des Transitverkehrs auseinan­
der (Puwein, 1989) Nun werden ergänzend verteilungspo­
litische Aspekte beleuchtet, die für die laufenden Diskus­
sionen von Bedeutung sind. Hohe Transportqualität und 

Anrainer der Tiroler Transitautobahnen 
haben sich zu Bürgerinitativen 
zusammengeschlossen, um der 

Beeinträchtigung ihres Lebensraumes 
durch den wachsenden 
Straßentransitverkehr 

entgegenzutreten. Ihre Forderungen 
präsentierten sie in der „Tiroler 

Transiterklärung". Die ökologischen 
und ökonomischen Wirkungen der 
vorgeschlagenen Maßnahmen sind 
recht unterschiedlich zu beurteilen. 

niedrige Kosten im Straßengüterver­
kehr fördern internationalen Wett-
bewer b und Ar beitsteilung, zwei 
Faktoren, auf denen der materielle 
Wohlstand der modernen Industrie­
gesellschaft beruht Während die ge­
samte Gesellschaft vom leistungsfä­
higen Straßentiansportsystem profi-
tiert, trägt die Bevölkerung der 
I rans i t iegionen einen über propor­

tionalen Anteil der externen Kosten des Verkehrs, entstan­
den durch Schadstoffemissionen, Lärm, Verkehrsstaus, 

T r a n s i t v e r k e h r — ein r e g i o n a l e s U m w e l t - u n d 
zwi schen r e g i o n a l e s Ver t e i l u n g s p r o b l e m 

Unfälle u a. Diese unausgewogene Verteilung ist heute 
wohl der Kern des Transitproblems. 

Eine Betrachtung des historischen Entstehungsprozes­
ses des Transitverkehrs erleichtert das Verständnis für die 
gegenwärtige Situation: In den Tagen des Fuhrwerks- und 
Saumverkehrs über die Alpen war der Transitverkehr 
nicht nur einer der wichtigsten Wirtschaftszweige in den 
zu Alpenpässen führenden Tälern, ihre Bewohner verdan­
ken ihm auch erhebliche politische Privilegien So verlieh 
der Staufeikaiser Friedrich II den Talschaften Schwyz 
und Unteiwalden die Reichsunmittelbarkert, um die 1231 
fertiggestellte Straße über den St -Gotthard-Paß nach Ita­
lien abzusichern Als die Habsburger den Gebieten ihre 
Privilegien streitig machten, kam es zu Unruhen und 
schließlich 1291 zum Rütlischwur, der die Schweizer Un­
abhängigkeit einleitete Auch der Wohlstand Tirols im 
Mittelalter und die seinen Bauern und Bürgern vom Lan­
desherrn verliehenen Sonderrechte gründen auf der wich­
tigen Funkt ion im Deutschland-Italien-Transit. Der Bau 
der alpenquerenden Eisenbahn schädigte wohl das heimi­
sche Fuhrgewerbe und die mit dem Transitverkehr ver­
bundenen Wirtschaftsbereiche empfindlich (Wagnerei, 
Schmiede, Gastwirtschaft, Landwirtschaft), brachte aber 
einen allgemeinen Wirtschaftsaufschwung Die Bahnver­
waltungen beschäftigten Einheimische, und die externen 
Kosten der Bahn (Lärm, Ruß) verursachten keine schwei­
wiegenden Probleme 

Mit dem Kraftfahrzeug kehrte im 20 Jahrhundert ein 
Teil des Güterverkehrs wieder auf die Straße zurück und 
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bot zunächst den Menschen an den Transitst iaßen neue 
Einkommenschancen Infolge des schlechten Straßenzu­
stands und dei noch einfachen Fahizeugtechnik mußten 
Fall i ten füi Repaia tu ien , zum Aul tanken odei zu Gast­
hausbesuchen und Nächtigungen unteibrochen werden 
Grundstücksablösen und Arbeiten im Zuge des Stiaßen-
aus- und -neubaus waren für die ansässige Bevölkerung bis 
in die sechziger Jahre wil lkommene Einnahmequel len 
Zudem förderten die besseren Straßen den Tourismus und 
erleichterten die tägliche Anfahit zum Arbeitsplatz 

In den siebziger Jahren allerdings, als die Transitauto­
bahnen fertiggestellt waren, änderte sich die Situation 
Nun beschränkten sich die Beschäftigungseffekte des 
Transitverkehrs auf Straßenerhaltung, Mautinkasso (die 

Die hohe Transportqualität und die niedrigen Kosten des 
Straßengütertransitverkehrs tragen wesentlich zum 

materiellen Wohlstand der modernen Industriegesellschaft 
bei. Allerdings wird die Bevölkerung der Transitregionen 

durch die externen Kosten des internationalen 
Warenaustausches überproportional belastet. 

Einnahmen gehen an den Bund) und auf das heimische 
Fuhigewerbe, soweit es am internationalen Verkehr teil­
nimmt. Gleichzeitig nahmen das Verkehrsaufkommen 
und mit ihm die Umweltbelastung stark zu: Das Trans­
portvolumen des Gütertransi ts stieg während seiner kräf­
tigsten Expansionsphase 1969/1977 im Durchschnit t u m 
22% pro Jahr und hat sich damit in 8 Jahren verfünflacht 
Die Umweltbelastungen, insbesondeie der den ganzen Tal­
raum ausfüllende Lärm und die zunehmenden Symptome 
des Waldsterbens — zu dem die Stickoxidemissionen der 
Lkw wesentlich beitragen — führten zu heftigen Protesten 
der Anrainer und schlugen sich schließlich auch in politi­
schen Willenskundgebungen (etwa dem Ergebnis der Tiro­
ler Landtagswahlen) nieder. 

F o r d e r u n g e n der B ü r g e r i n i t i a t i v e n 

Die Bürgerinitiativen gegen den Transitverkehr sind 
nicht nur in der Lage, den Verkehr zeitweilig zu blok-
kieien, sondern sie haben auch in den Gemeinden bereits 
großes politisches Gewicht, im Tiroler Landtag ebenso wie 
auf Bundesebene Zur Lösung des I ransi tproblems im 
R a h m e n eines internationalen Vertrags müssen die Forde­
rungen der Bürgelinitiativen eingehend beleuchtet wer­
den Das „Komitee Vomp zur Rettung des Lebensraumes 
Tiiol" faßte am 6 November 1990 seine Anliegen in einer 
„Tiroler Transiterkläiung" zusammen. 

Die M a ß n a h m e n der „Tiroler Transiterklärung" sollen 
nun, jede für sich, auf ihre umweltökonomische Effizienz 
überprüft werden Ziel der Maßnahmen sollte es sein, mit 
möglichst geringen Kosten für die heimische und inter­
nationale Wirtschaft, den durch den Lkw-Transitveikehr 
bedingten L a i m und die Schadstoffemissionen sowie die 
Verkehrsstörungen zu verringern Vor allem die knappen 
Faktoren Ver kehrst lache und Umwelt gilt es optimal zu 
nutzen Ungünstige Nebenwirkungen auf wirtschaftspoli­
tische Ziele und das Risiko von Retors ionsmaßnahmen für 
den österreichischen Güterverkehr im Ausland sind zu 
minimieren. Weiteis sollen die M a ß n a h m e n leicht zu ad­

ministrieren und durchzusetzen sein und dem Verursa­
cherprinzip entsprechen Es ist davon auszugehen, daß 
straßenpolizeiliche Regelungen (Nachtfahi verbot, Ge­
wichtslimit und sektorale Fabiverbote) auch für den In­
landverkehr gelten 

G e n e r e l l e s N a c h t f a h r v e r b o t für Lkw 

Die Anrainer der Transit iouten empfinden den Ver­
kehrslärm als die unmittelbar stärkste Belastung (Zanon, 
1987). vor allem, weil der Transitverkehr — im Gegensatz 
zum Lokoverkehr — in den Nachtstunden kaum abnimmt 
(Schopf, 1988) Einige M a ß n a h m e n zur Lä rmdämmung 
wurden bereits getroffen: Lärmschutzbauten und „Flüster­
asphalt" senken den Lärmpegel, und seit I Dezember 
1989 dürfen auf den wichtigsten Tiansit iouten in Öster­
reich während der Nachtstunden nui noch „lärmarme'" 
Lkw fahren. Diese Bestimmung gilt hier auch für den Lo­
koverkehr, sie diskriminiert also nicht den Transitverkehr. 
Ein generelles Lkw-Nachtfahrverbot würde das Lärmpro­
blem entscheidend mindern Für die Transportwirtschaft 
bedeutete das Nachtfahi verbot eine vergleichsweise 
schlechtere Auslastung des Fuhrparks durch längere 
Standzeiten, geringeie Beförderungsgeschwindigkeiten in­
folge häufigeiei Staus im Tagesverkehi und höhere Anfor­
derungen an die Logistik Das Schweizer Beispiel 
allerdings zeigt, daß sich die Wirtschaft auf das Nachtfahr­
verbot einstellen konnte Durch entsprechende Planung 
von Ruhezeiten der Fahrer und Verladezeiten lassen sich 
die Kosten begrenzen Das Nachtfahiverbot ist relativ ein­
fach zu administr ieren (straßenpolizeiliche Kontrollen), 
seine Durchsetzung wird jedoch vermutlich auf heftigen 
Widerstand der betroffenen Frachter und Verlader stoßen. 

2 8 - t - L i m i t für Lkw 

In der Schweiz beträgt das höchstzulässige Gesamtge­
wicht für Lkw 28 t und in Österreich .38 t Die E G forder 
von den Alpenländern eine Angleichung an das EG-Limit 
von 40 t Ein höheres Gesamtgewicht bringt für den 
Frachter erhebliche Fixkostendegressionen Bei einem 
Fahrzeuggewicht eines Lkw-Zuges von 14 t wird das 28-t-
Limit der Schweiz mit der in Österreich gestatteten Zula­
dung u m über 70% und mit jener der EG um 85% über­
schritten Lohn-, Kapital- und Servicekosten sind vom Ge­
wicht dei Ladung weitgehend unabhängig, lediglich die 
Treibstoffkosten nehmen mit steigender Beladung zu Die 
Infiastrukturkosten (Str aßenabnützung) jedoch richten 
sich nach Gesamtgewicht und Achsenzahl des Fahrzeuges 
Die Zerstörungskraft und damit die Grenzkosten des Stra­
ßenbelags steigen mit der dritten Potenz der Achslast 
(Small — Wimton, 1988) Mit der Anrechnung der effekti­
ven Straßenabnützung (z. B. über den Str aßen ver kehr sbei-
trag) würde ein Teil der Kostenersparnis durch die höhere 
Beladung wieder ausgeglichen Zur Festlegung von volks­
wirtschaftlich optimalen Gewichtslimits für Lkw wäre 
eine Kalkulation des „optimalen" Gesamtgewichtes, die 
sowohl innerbetriebliche Kapital-, Arbeits- und Treibstoff­
kosten als auch die externen Kosten (Straßenbau, Fahr-
bahnrepaia turen einschließlich der dabei entstehenden 
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Straßengüterverkehr durch die Alpen Übersicht 1 

Frankre ich Schweiz Öster re ich 
n 1 000 Antei le in % In 1 000 Antei le in % In 1 000 Antei le in % 

Fahrzeuge'1) 

1981 618 38.3 200 12 4 794 49 3 
1984 727 38.8 293 1 5 7 352 4 5 5 
1989 1 173 4 4 3 485 18 3 991 37 4 

1 000 t Antei le in % 1 000 t Antei le in % 1 000 t Antei le in % 

Transportierte 

Menge 

1981 9 930 4 4 0 1 054 4 7 11 600 51 3 
1984 12 920 46 2 1 537 5 6 13 490 48 2 

1989 20 840 52 8 2 818 7 1 15 780 4 0 1 

Q: Dienst für Gesamtverkehrs f ragen des E idgenöss ischen Verkehrs- und Energiewir t ­
scha f tsdepar tements , Transalpiner Güterverkehr 1989, Bern 1991 Straßengüterver­
kehr über die Routen Mt Cems/Fre jus und Mt. Blanc in Frankre ich Großer St. Bern ­
hard S imp lon Got tha rd San Bernard ino (ohne Binnenverkehr) in der Schweiz und 
Brenner in Ös ter re ich . — ') Güter fahrzeuge mit e inem zulässigen Gesamtgewich t über 
3 5 t be laden und unbeladen 

Staukosten, Uniallkosten, ökologische Schäden) mitbe-
mcksichtigt, sehi wesentlich. 

Du ich höhere Lkw-Transportkosten infolge einer Sen­
kung des höchstzulässigen Gesamtgewichtes wurden 
Transporte zum Teil auf die Bahn verlagert und sich zum 
Teil durch Produktions- und Nachfrageumschichtungen 
erübrigen. Für die gewünschte ökologische Wirkung ist 
nun entscheidend, um wieviel die Lkw-Fahrten für die 

Herabgesetzte Gewichtslimits allein können nicht 
garantieren, daß die gewünschten ökologischen Ziele 

erreicht werden. Für die Festlegung von 
Gewichtsbeschränkungen ist der Zusammenhang mit der 

Straßenabnützung stärker zu beachten. 

verbleibenden Straßengütertransporte reduziert und da­
durch die Lärm- und Schadstoffemissionen gesenkt wer­
den 

Anhand des Schweizer Beispiels lassen sich einige Er­
kenntnisse über die ökologische Wirksamkeit des 28-t-Li-
mits ableiten Die kürzeste Straßenverbindung zwischen 
den wichtigen Wirtschaftsräumen am Rhein und in Ober­
italien führt über die Schweiz Aufgrund der Gewichtsbe­
schränkung weichen 90% des potentiellen Schweizer Lkw-
Transits über Österreich oder Frankreich aus {Hanreich, 
1990). Dementsprechend passierten 1989, gemessen am 
Transportvolumen, nur 7,1% der alpenüberquerenden 
Straßengütertransporte die Schweiz Allerdings stieg das 
Aufkommen in der Schweiz von 1981 bis 1989 fast aufs 
Dreifache, in Frankreich auf das Doppelte und in Öster­
reich (Brenner) um nur ein Drittel. Die tatsächliche Um­
weltbelastung durch den Transitverkehr spiegelt aber1 we­
niger die Zahl der transportierten Tonnen, sondern viel­
mehr die Zahl der durchfahrenden Lkw wider Aufgrund 
der geringen Lademengen und der häufigeren Leerfahrten 
erreichte der Schweizer Anteil an den gesamten alpen­
überquerenden Fahrten 1989 mehr als 18% Die Belastung 
Tirols war gemessen am Transportaufkommen fast sechs­
mal, gemessen an den Lkw-Fahrten aber nur doppelt so 
hoch wie die der Schweiz Mit einer 28-t-Gewichtsgrenze 
für Lkw in Österreich würde zunächst der Umgehungsver­
kehr auf die Schweizer Transitstraßen zurückkehren Ein 
kleiner Teil des Verkehrs wird auch in die östlichen Nach­
barländer abwandern Würde sich aber das verbleibende 

Transportaufkommen infolge des niedrigeren Zuladege-
wichts auf mehr 1 Lkw verteilen, so würde die Umweltbela­
stung in Österreich zunehmen Ohne sonstige verkehrsre­
duzierende Maßnahmen läßt sich also der gewünschte 
Entlastungseffekt nicht garantieren 

Anlas tung der vo lkswir t schaf t l i chen Kosten 

Die „Tiroler Transiterklärung" fordert die „völlige An­
lastung der aus dem Verkehr resultierenden volkswirt­
schaftlichen Kosten nach dem Verursacherprinzip auf die 
jeweiligen Verkehrsträger" Dieser Anspruch wird in der 
gegenwärtigen verkehispolitischen Diskussion von vielen 
Seiten vorgebracht, wobei unter volkswirtschaftlichen Ko­
sten gemeinhin die Wege-, Unfall- und Umweltkosten ver­
standen werden Mit einer vollen Anlastung der Kosten 
sollen Wettbewerbsverzerrungen vermieden und eine opti­
male Allokation der Ressourcen erreicht weiden 

Aus der Berechnung und Aufteilung der volkswirt­
schaftlichen Kosten ergibt sich aber eine Reihe von Pro­
blemen. Bereits die Kosten der1 Infrastruktur hängen weit­
gehend von A n n a h m e n über Kapitalverzinsung, ihre Ab­
schreibungsdauer und dem Schlüssel für die Aufteilung 
der Kosten auf die Fahrzeugkategorien ab Weiters ist um­
stritten, welche der1 bestehenden kraftfahrzeugspezifischen 
Abgaben als Wegekostenbeiträge zu werten sind Dement­
sprechend finden sich in der Literatur recht unterschiedli­
che, zum Teil vom Interessenstandpunkt geprägte Schät­
zungen über die volkswirtschaftlichen Kosten des Transit­
verkehrs (Würdemann, 1987, Lamprecht, 1988) Nach 
neueren Berechnungen von Bargehr (1990) sind auf der 
Inntal-Brenner-Strecke allein die direkten Wegekosten des 
Lkw-Transits gedeckt, in erster Linie dank der Bemautung 
der Brenner-Autobahn 

Ebenso erhebt sich die Frage, wieweit die Benutzer 1 die 
Kosten von Fehlplanungen und Überdimensionierungen 
im Straßennetz zu tragen haben. Auch die Bewertung und 
Zuordnung der Unfall- und Umweltkosten sind zum Teil 
strittig Welche volkswirtschaftlichen Kosten verursacht 
etwa ein Verkehrstoter? Weiters sei aufgezeigt, daß sich 
die Unfallkosten durch straßenpolizeilrche M a ß n a h m e n 
(Heiabsetzen der Höchstgeschwindigkeiten, verschärfte 
Verkehrsüberwachung und Anhebung der Strafsätze für 
Verkehrsvergehen) drastisch reduzieren lassen. Daraus er­
wachsen wohl höhere Übeiwachungskosten, aber geringe­
re Unfall- und unfallbedingte Staukosten 

Diese Fülle von Detailproblemen wird von einer 
grundsätzlichen Schwierigkeit dominier t : Ziel der „klassi­
schen" Wegekostenrechnung war1 ursprünglich, die Kosten 
von Straßenausbau und -erhaltung „gerecht" auf die Stra-
ßenbenützer zu verteilen. Im Transitverkehr stellt sich 
aber eine andere Grundproblemat ik Die bestehenden 
Straßenkapazitäten sind aufgrund des Bürger wider Standes 
kaum noch zu erweitern Zum Teil werden ökologische 
Begrenzungen durch eine volle Auslastung der vorhande­
nen Straßenkapazitäten bereits überschritten. Also steht 
im Transitverkehr die optimale Nutzung eines knappen, 
nicht vermehrbaren Faktors im Vordergrund. Eine Tran­
sitabgabe als Preissignal muß so hoch angesetzt sein, daß 
die einschränkenden Faktoren (Straßenkapazitäten oder 
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Transitabgabe Abbildung! 

p . A 

N 

1 
p l ^S. S ' 

) 2 

( a > ^ 
Po 

i A 4 > ^ 
C s 

J 5 

6 

Ofen* Transitabgabe: 
Ä A ., . A n g e b o t s k u r v e der F rach te r , NN... N a c h f r a g e k u r v e de r Ver la ­
der ; M Q . . . G l e i c h g e w i c h t s m e n g e fü r T r a n s i t t r a n s p ö r t e , Pa. . . G l e i c h g e ­
w i c h t s p r e i s fü r T r a n s i t t r a n s p ö r t e ; ; Rente der Ver lader = . F lächen 
1 + . 2 . + ; 3 , Rente de r F r a c h t e r = . F lächeh :4 + 5 + 6 . ; .• • 

Mit Transitabgabe: 
et. . . T r a n s i t a b g a b e , A' A' . ' . . A n g e b o t s k u r v e ( A n g e b o t ve r teue r t , d u r c h 
a j , ". M , . . . G l e i c h g e w i c h t s m e n g e , P, . . . B r u t t o p r e i s f ü r Ver lader , 
P2 . , . N e t t o p r e i s f ü r F rach te r ; Ren te de r Ver lader = F läche 1, Rente 
der F rach te r = F läche 6,. E i n n a h m e n aus T r a n s i t a b g a b e = . F lächen 
2 + 5, W o h l f a h r i s k o s t e n = . F lächen 3 + 4. ' " 
Die G l e i c h g e w i c h t s m e n g e v o n M0 T rans i t f ah r ten ü b e r s c h r e i t e t d ie ö k o ­
l o g i s c h z u m u t b a r e G renze , s ie so l l auf d ie M e n g e M, g e s e n k t w e r d e n . 
Dazu m ü s s e n d ie T rans i t f ah r ten s o s ta rk ve r t eue r t b z w . d ie Ä n g e b o t s -
ku rve de r F r a c h t e r d u r c h e ine A b g a b e sowe i t nach l inks v e r s c h o b e n 
w e r d e n , b is der S c h n i t t p u n k t mi t der N a c h f r a g e k u r v e de r Ver lader über 
de r a n g e s t r e b t e n M e n g e Mj l i eg t . Für d ie Ver lader e r g i b t s ich , ein neuer 
B r u t t o - G l e i c h g e w s c h t s p r e i s Pu s ie v e r l i e r e n Ren ten im Ausmaß der F lä ­
c h e n 2 und ' 3 . Für d ie F rach te r e r g i b t s i c h ein N e t t o p r e i s F 2 . Ihre Rente 
s c h r u m p f t u m d ie F lächen 4 u n d 5. Den a u s l ä n d i s c h e n V e r l a d e r n und i n -
u n d a u s l ä n d i s c h e n F rach te rn e r w a c h s e n d u r c h d ie T r ä n s i t a b g a b e s o m i t 
Ve r lus te im A u s m a ß de r F lächen 2, 3, 4 und 5. Davon g e h e n d ie Flä­
c h e n 2 u n d 5 als T r a n s i t a b g a b e an das T rans i t l and , an W o h l f a h r t s k o s t e n 
v e r b l e i b e n d ie F lächen 3 und 4 . Diese s tehen d e n W o h l f a h r t s g e w i n n e n 
de r B e w o h n e r der T rans i t r eg ionen — w e n i g e r U m w e l t b e l a s t u n g d u r c h 
g e r i n g e r e s V e r k e h r s a u f k o m m e n — g e g e n ü b e r . 

Umweltbelastung) die effektive Nachfrage nach Transit-
fahrten überwiegen 

Abbildung 1 illustriert die ökonomischen Zusammen­
hänge anhand eines MaishalIschen Gleichgewichtsmo­
dells (Martha!!. 1905). Durch die Tiansitabgabe erleiden 
Veiladei und Frachter wirtschaftliche Verluste. Mit einem 
geringeren Verkehl saufkommen wachsen jedoch die 
Wohlfahrtsgewinne der entlasteten Regionen, die entspre­
chend erhöht werden können, wenn die Transitabgaben 
für Umwel tschutzmaßnahmen verwendet werden Die 
Festlegung der Höhe ist wohl das zentrale Problem der 
Transitabgabe. Sie hängt von der Elastizität der Transport­
nachfrage und des Transportangebotes im Hinblick auf 
Änderungen des Frachtsatzes ab. Änderungen in der1 Ver­
lader- und Fiächters t ruktur verursachen ständig Verschie-
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und Ital ien 1989 
Nach Gütergruppen 

1 000 1 Antei le in % 
Von der BRD nach Italien 

Mi lch Mi tcherzeugnisse 1 363 13 
Kunsts to f fe , chemische Erzeugnisse 896 12 
Eisen- und Stah lschro t t 687 9 

Fahrzeuge, Maschinen 609 3 
Zel lstof f Papier Pappe 590 e 
Möbe l sons t ige Fer t igwaren 409 5 
E isen- und Stahlerzeugnisse 351 5 
Chemische Grundsto f fe 236 3 

Sons t ige 2 419 32 

Von Italien in die BRD 

Fr ische Früchte Gemüse 1 133 15 

Ersen- u n d Slaf t lerzeugmsse 872 12 

Möbe l , sonst ige Fer t igwaren 734 10 
Stemerzeugnisse, keramische Baustof fe 615 8 

Fahrzeuge Maschinen 523 7 

Steine 473 6 
Getreide Gemüseerzeugn isse 440 6 

Kunsts to f fe chemische Erzeugnisse 400 5 
Zel lstof f Papier Pappe 364 5 

Most , Wein 306 4 

Sons t ige 1 653 22 

Q: Kra f t fahr t -Bundesamt F lensburg Stat ist ische Mi t te i lungen 1990 36(5) 

bungen des Marktgleichgewichtes Nur ein dauernder An-
passungspr ozeß des Abgabensatzes gar antier t die ge­
wünschte Limitierung der Zahl der Transitfahrten. Die 
Einführung einer Tiansitabgabe und die erforderlichen 
laufenden Änderungen dürften bei den Betroffenen auf 
entschiedenen Widerstand treffen Erfahrungsgemäß wird 
dies Retorsionsabgaben für österreichische Frachter im 
Ausland zur Folge haben 

S e k t o i a l e Ti anspor tvei böte 

Wie internationale Transportstatistiken zeigen, werden 
im alpenüberquerenden Transitverkehr viele „klassische 
Bahngüter" auf der Straße transportiert In den Transpor­
ten von der BRD nach Italien hatten 1989 Güter wie 
Kunststoffe, chemische Erzeugnisse, Eisen- und Stahl­
schrott, Zellstoff, Papier, Pappe, Eisen- und Stahleizeug-
nisse sowie chemische Grundstoffe zusammen einen An­
teil von 37%, die Lkw-Ladungen im Italien-BRD-Verkehr 
bestanden zu 36% aus Eisen- und Stahlerzeugnissen, Stein­
erzeugnissen, keramischen Baustoffen, Steinen, Kunststof­
fen, chemischen Erzeugnissen, Zellstoff, Papier und Pappe 
(Übersicht 2). Die „Tiroler Transiterklärung" fordert mit 
einem sektoralen Transportverbot die Verlagerung dieser 
Waren auf die Eisenbahn Dadurch wird ein Rückgang des 
Transitverkehrs u m mehr als ein Drittel erhofft Aller­
dings bedingt diese Maßnahme die Aufgabe der freien 
Wahl des Verkehrsmittels Die österreichische Veikehis-
politik scheint in ihren Absichtserklärungen diesen Schritt 
bereits gesetzt zu haben. Nach den Thesen zur Verkehrs-
politik des Bundesministeriums für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr vom 21 April 1990 „setzt der umfassende 
Umweltschutz Grenzen für die freie Verkehrsmittelwahl". 
Bereits im Sommer 1990, als die Absenkung der Auto­
bahnbrücke bei Kufstein erhebliche Verkehrsstauungen 
veiuisachte, sollte dieser Giundsatzwandel praktisch uro-
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gesetzt weiden Duich Veio idnung sollte dei Tiansport 
von PVC-Folien, Torf, G u m m i , Stahlschrott, Düngemit­
teln, Leder, Holz, Sägespänen u. a auf der Inntal-Auto­
bahn untersagt werden, außer die Bahn bestätige dem Ver­
lader, den Transport nicht durchführen zu können Letzt­
lich wurde diese Verordnung aber nicht wiiksam Die Ver­
einbarung zwischen Österreich und Italien über die grenz­
überschreitende Beförderung von Gütern vom 3 funi 
1991 hält fest (Art 11), daß sich die Vertragspartner ver­
pflichten zu prüfen, unter welchen Voraussetzungen 
Tianspoite best immter Güter ganz odei zum Teil von der 
Stiaße auf die Schiene verlagert werden können 

Es gilt zu klären, ob eine Festlegung der warenspezifi­
schen Beförderungsalt durch Gesetz ökologisch zielfüh­
rend ist Die Schadstoff- und Lärmemissionen werden — 
sieht man von gefährlichen Gütern ab — von der Art der 
beförderten Güter nicht beeinflußt Entscheidend ist die 
Zahl der Fahrten bzw die dabei entstehenden Emissionen 
Ein warenspezifisches Transportverbot veihindert zu­
nächst bestimmte Fahrten Die Fiächtei werden sich abei 
in der Folge bemühen, ihre freien Kapazitäten mit ande­
ren Transporten auszulasten Dadurch werden voraus­
sichtlich „höherwertige" Güter von dei Bahn auf den Lkw 
verlagert, der gewünschte Ökologische Effekt kann somit 
kaum eintieten Staatliche Regelungen für die Verteilung 
der Güter auf die Transportmittel scheinen auch ökono­
misch problematisch Eher als dirigistische Eingriffe dürf­
te der freie Wettbewerb einen optimalen Einsatz von 
knappen Transportmitteln bewirken. Das erfordert frei­
lich, daß der Staat für die Benützung knapper Ressourcen 
(Veikehisfläche, Umweltgüter) Märkte schafft, die ent­
sprechende Preissignale geben 

Kont ingentpo l i t ik 

Bilaterale Verkehrsabkommen und multilaterale Ver­
träge im R a h m e n der europäischen Verkehrsministerkon­
ferenz (CEMT) regeln den Umfang des internationalen 
Straßengüterverkehrs Für bilaterale Verträge gilt das 
Prinzip der strikten Gegenseitigkeit: Die Vertragsländer 
erhalten jeweils gleich viele Genehmigungen für Lkw-
Fahrten ins Partnerland (Kontingente; Übersicht 3) Bis­
her wurde dabei nicht nach Ein-, Aus- odei Durchfuhrver­
kehr unterschieden. Wohl erlaubt diese Kontingentierung 
von Fahr ten eine Steuerung des allgemeinen internationa­
len Verkehrsaufkommens, auf den kritischen Transitstra­
ßenabschnit ten jedoch nur indirekt 

Die kräftige Ausweitung des internationalen Straßen­
verkehrs in den letzten dreißig fahren gründet auf der lau­
fenden Anpassung der Kontingente an die steigende Nach­
frage Nun fordern Bürgerinitiativen eine „restriktivste 
Handhabung dei Kontingentpolitik mit dem Ziel der Re­
duzierung der Kontingente" Auch die Bundesiegierung 
verfolgt in ihren Verhandlungen mit der EG dieses Ziel, 
will mit dem Instrument „Öko-Punktekarte" abei zusätz­
lich die leistungsspezifischen Emissionen des Schwerver­
kehrs reduzieren (Hanteich, 1991) Im Gegensatz dazu be­
hält die EG den Weg der kontinuierlichen Liberalisierung 
des grenzüberschreitenden Lkw-Verkehrs bei Mit dem 
Binnenmarkt sollen alle mengenbezogenen Restriktionen 
im Verkehr zwischen den EG-Mitgliedsländern fallen 

Genehmigungen für Fahrten von Übersicht 3 

Straßengü terfahrzeugen aus den wichti gsten 
Ländern nach und durch Osterreich 

1991 

Einze lgenehmi­ Dauerge­
gungen [Hin- und nehmigungen 

Ruckrahr t l 

BRD 272 500 75 
lalien 1) 222 000 -
Nieder lande 45 000 250 

Jugoslawien 40 500 -
Ungarn 29 500 30 
Gr iechenland 21 500 -
Türkei 15 000 _ 
C-SFR2) 15 000 145 

Q: Bundesmin is te r ium für öf fent l iche Wir tschaft und Verkehr — I Der Ver t rag mi t Ita-
lien enthält eine Reihe von Zusätzen — 2) Zusätzl iche Genehmigungen für Transpor te 
zw ischen Grenzbez i rken 

Dem Wachstum des internationalen G ü t e r v e r k e h r sind 
aber durch Straßenkapazitäten und Umweltbelastungen 
Grenzen gesetzt Das Problem der Benützung knapper In­
frastruktur sollte rechtzeitig gelöst werden 

Das System der Kontingentfestsetzung und -vergäbe 
weist derzeit wesentliche ökologische und ökonomische 
Schwächen auf So ist die auf Reziprozität aufgebaute 
Kontingentvergabe für Länder in Randlagen problema­
tisch. Sie benötigen die vom Nachbarland zugeteilten Kon­
tingente überwiegend für den Transitverkehr Die Kontin­
gente dei italienischen Frachter etwa sind ständig knapp, 
für Osten eichische Frächtei besteht ein Überschuß Daher 
beschäftigt Italiens Wirtschaft zu fast zweiDi i t t e ln öster­
reichische Frachter für den Handelsverkehr mit Öster­
reich. 1988 hatten österreichische Transpor tunternehmen 
am Transitverkehr von und nach Italien über Österreich 
einen Anteil von 16% (Übeis icht4) 

Die zentrale Lage Österreichs begünstigt seine Fräch­
tei in dei gegenwärtigen Verkehrsregelung Österreichs 
Lkw transportierten 1988 63% der gesamten Einfuhr, 65% 
der Ausfuhr und 13% der Durchfuhr (Übersicht 5). 1988 
standen im grenzüberschreitenden Verkehr 1,58 Millio­
nen Fahrten ausländischer Lkw 0,97 Millionen Fahrten 
österreichischer Lkw gegenüber. Dies läßt den Schluß zu, 
daß für die heimischen Frachter aufgrund des Paarigkeits-
prinzips in der Lizenzvergabe ein großer Polster nicht aus-

Die Kontingentierung ermöglicht eine genaue Steuerung 
des Transitverkehrs. Die Verteilung der Kontingente sollte 

über transparente Märkte erfolgen. 

genutzter Fahrgenehmigungen bereitsteht Demzufolge 
würde eine restriktive Kontingentpolrtik vorerst — bis der 
Kontingentüberschuß abgebaut ist — kernen wesentlichen 
Rückgang der Ttattsitfahrten bewirken, sondern ein An­
steigen der Transrtfahrten östeireichischer Frachter Der­
zeit erhalten die Frachter ihre Kontingente kostenlos Eine 
Knappheit an Transitfahiten schlägt sich aber in den 
Transportpreisen entsprechend nieder, die Besitzei von 
Kontingenten erzielen Renten 

Eine ökologisch zielger ichtete und ökonomisch effizien­
te Steuerung des Straßentiansits müßte daher die Kontin­
gentvergabe neu ordnen. Vor allem sollen bei der Kontin-
gentveigabe Marktmechanismen wirken Vorschläge dafür 
unterbreiteten bereits 1985 Professor Gantner in einem In-
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Gesamtvolumen und Antei le der Übersiebt 4 

Österreichischen Frachter am Transport­
aufkommen aus, nach und über Osterreich 

teiview (Tiiolei Tageszeitung, 21.-22. Septembei 1985, S 5) 
und unabhängig davon das W1FO (Puwein, 1989) 

fm folgenden werden die wesentlichen Ansätze dazu 
zusammengefaßt und präzisiert: 
1. Die Transitfahrten sind von den bilateralen Verkehrs­

abkommen auszunehmen Sie werden den Interessen­
ten vom Transitland (eventuell auch von der Transitre­
gion) direkt erteilt. 

2 Für best immte Transitrouten und Fahrzeiten wird die 
ökologisch und von der Straßenkapazität tragbare so­
wie den Anrainern zumutbare Zahl von Fahrten fest­
gelegt, Leerfahrten und Fahrten des Werkverkehrs ein­
geschlossen Zur Bestimmung der „zumutbaren" Fahr­
tenzahl sind objektive Kriterien (Messungen von 
Schallpegel und Luftschadstoffen, Straßenkapazitäts­
auslastungen) heranzuziehen Verbesserungen der Ver­
kehrs- und Umwelt technik ermöglichen eine höhere 
Zahl von Fahr ten bei gleichbleibenden objektiven 
Umweltbelastungen Eine Regelung, die Transitgeneh­
migungen nach Schadstoff- und Lärmausstoßeinheiten 
erteilt (Emissionszertifikate), könnte die Einführung 
umweltfreundlicherer Fahrzeugtechnik beschleunigen 

Struktur des grenzüberschreitenden Übersicht 5 

Straßengüterverkehrs des Fuhrgewerbes 
1984 und 1988 

Fahrten insgsamt 

In 1 000 

Fahrten ös ter re ich ischer Lkw 

In 1 000 Antei le in % 

Einfuhr 

1984 

1988 

518 

679 

314 

429 
60 6 
63 2 

Ausfuhr 

1984 

1988 

435 
570 

273 
371 

62 8 
65 1 

Transit 

1984 

1988 

936 
1 301 

131 

169 

13 3 

13 0 

Insgesamt 

1934 

1988 

1 939 

2 550 

718 

969 

37 0 

38 0 

Q: Öster re ich isches Stat is t isches Zentra lamt 

(das vom Bundesministei ium für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr forcierte Öko-Punkte-Modell zielt 
darauf ab ; Hanreich, 1991) Von Bedeutung sind aber 
auch subjektive Faktoren, die nach Anhörung der 
Transitanrainer in den Entscheidungsprozeß einzube-
ziehen sind Die zweifellos nicht einfache Einigung 
mit den betroffenen Bürgern ist allein schon deshalb 
erforderlich, weil nur dadurch die Wahrscheinlichkeit 
von Verkehrsstörungen durch Protestaktionen zu ver­
ringern ist. 

3 Lizenzen für die Fahrt über eine bestimmte Transi-
troute zu einer best immten Zeit sind an einer Börse im 
R a h m e n einer Versteigerung zu erwerben An dieser 
Börse sind in- und ausländische Fuhrun te rnehmen so­
wie die Betreiber von Werkverkehr zugelassen Der Se­
kundärhandel mit Lizenzen ist an die Börse gebunden, 
gegen Nachfragemonopolbildungen ist entsprechend 
vorzusorgen 

4. Der Einnahmenüberschuß der Börse dient der Stra­
ßenerhal tung und der Verbesserung der Umweltquali­
tät in den betroffenen Transitregionen Damit sind 
technische M a ß n a h m e n (Lärmschutzwände, -tunnels, 
-Straßenbeläge, Abgasreiniger für Tunnelentlüftungen, 
Absiedelungen von besonders belasteten Wohn- und 
Betriebsobjekten, Waldsanierungen u a.) zu finanzie­
ren. Die ökonomische Wirkungsweise der Kontingen­
tierung ist in Abbildung 2 dargestellt Bei einer Verstei­
gerung der Kontingente sind Einnahmen in der Höhe 
von i x M, zu erwarten Dieser Betrag entspricht der 
Transitabgabe in Abbildung 1 Mit der Kontingentie­
rung erübrigt sich also die schwierige Festlegung der 
„richtigen" Höhe der Transitabgabe, denn sie ergibt 
sich über den Marktmechanismus 
Das vorgestellte Modell wird den Ökologischen, Ökono­

mischen und verteilungspolitischen Anforderungen und 
dem Verursacherprinzip insofern gerecht, als 

— mit der Kontingentierung die Einhal tung von Bela­
stungsgrenzen gesteuert werden kann, 

— der freie Wettbewerb um die Kontingente über Verstei­
gerungen ein dem knappen Angebot entsprechendes 
Preissignal setzt und damit einen optimalen Einsatz 
der Transportkapazitäten ermöglicht, 

1988 

Straßengüter­ Antei le der 
t ranspor t insgesamt ös ter re ich ischen 

in 1 000 t Frachter in % 

Versand von Österreich nach 

BRD 4 080 69 

Italien . 793 58 

Schweiz 1 402 33 

Jugos lawien 121 60 

Ungarn 69 38 

CSFR 44 34 

Frankre ich 347 63 

Nieder lande 319 61 

Belg ien 269 74 

Großbr i tann ien 158 63 

Gr iechenland 59 61 

Türke i 70 56 

Empfang in Österreich aus 

BRD 8 368 61 

Italien 1 725 74 

Schweiz 408 61 

Jugos lawien 295 59 

Ungarn 529 37 

CSFR 767 53 

Frankre ich 255 52 

Niederlande 408 45 

Belg ien 303 60 

Großbr i tannien 88 81 

Gr iechenland 63 41 

Türke i 65 32 

Transit durch Österreich von 

BRD 8 865 13 

Italien . 8 365 16 

Schweiz 230 18 

Jugos lawien 914 12 

Ungarn 507 48 

CSFR 220 19 

Frankre ich 105 13 

Nieder lande 1 546 1 

Belgien 310 8 

Großbr i tannien 80 6 

Gr iechenland 474 9 

Türke i 319 10 

Q- Öster re ich isches Stat is t isches Zent ra lamt 
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Transitkontingente Abbildung 2 

P 

Pi 

N 

1 X . 
S ' 

S A 

1 2 

( r 3 

J 5 4 > ^ 

y A ^ 
A 

Ohm Kontingentierung: 
A A-. . A n g e b o t s k u r v e de r -F rach te r , (V7V, .-. N a c h f r a g e k u r v e d e r V e r l a -
der , M 0 . . , G l e i c h g e w t c h t s m e n g e . f ü r T r a n s i t t r a n s p o r t e , P0 . . . G le r chge -
w i c h t s p r e i s fü r T r a n s i t t r a n s p ö r t e ; Ren te der Ver lader = F lächen 
1 + 2 + 3 , Ren te de r F rach te r = F lächen 4 + 5 + 6. 

Mit Kontingentierung: 
A'.A' . . . A n g e b o t s k u r v e ( A n g e b o t ist auf M e n g e M, b e g r e n z t ) , 

'Mi".-. . T r a n s i t k o n t i n g e n t e , Pf. ,-. Preis fü r d ie Ver lader u n d F rach te r m i t 
K o n t i n g e n t m e n g e M , , Pz Press, zu d e m die. F rach te r d ie M e n g e M, 
t r a n s p o r t i e r e n würden,. .?- ..... K o n t i n g e n t r e n t e ; Rente d e r Ver lader = 
F läche 1, R e n t e d e r F rach te r == F lächen 2 + 5 + 6, Wohä fah r t skos ten = 
F lächen 3 -!- 4 . •.. - ' . ' \ - " ' 
W i rd d ie Z a h l de r T rans i t f ah r t en auf U n b e g r e n z t , so. e r g i b t s i ch e in 
T r a n s p o r t p r e i s P,: Die Ve r i ade r ren te g e h t - a u f d ie F läche 1 z u r ü c k . 
F rach te r , d ie K o n t i n g e n t e b e s i t z e n , e r r e i c h e n - e i n e K o n t i n g e n t r e n t e 
(F lächen 5 u n d 2) . Die W o h l f a h r t s k o s t e n de r aus länd i schen Ver lader und 
de r i n - und a u s l a n d i s c h e n F rach te r b e s t e h e n aus den F lächen 3 u n d 4. 
D ie K o n l i n g e n t r e n t e läßt s i ch d u r c h V e r s t e i g e r u n g de r F a h r g e n e h m i -
g u n g e n an e iner B ö r s e a b s c h ö p f e n . 

— mit den E innahmen die Umwelt- und Lebensqualität 
in den betioffenen Gebieten verbessert werden kann 
und 

— letztlich die Verursacher die Kosten tragen müssen. 
Ein wesentlicher Aspekt regionaler Verkehrsbegren-

zungen ist hier noch zu erläutern: Örtliche Begrenzungen 
für den Straßenverkehr drängen zusätzliches Verkehrsauf­
kommen auf Umfahrungsrouten ab Durch die längeren 
Fahrtstrecken steigen, global betrachtet, der Schadstoff­
ausstoß und die Lärmbelastung überproportional Führen 
aber auch andere Regionen Verkehrsbegrenzungen ein, so 
wird insgesamt das Verkehrsaufkommen kaum noch zu­
nehmen. Begrenzter Straßengüteitransit beschränkt auch 
den Quellverkehr in den Versandländern und den Zielver­
kehr in den Empfangsländern Weniger wettbewerbsstarke 
Transporte werden von der Straße auf andere Verkehrsträ­
ger1 (Bahn, Schiffahrt) umgelenkt 

Die internationalen Fernstraßen führen in Österreich 
zum Teil noch auf Tiassen des „Vorersenbahnzeitalters" 

mitten durch Dörfer und Städte Durch ein Beibehalten 
der derzeitigen Straßenkapazitäten und -führungen wür­
den die Staukosten (infolge Verteuerung der Lohn-, Fahr-

K e i n (Aus - JBau w e i t e r e r Str a ß e n - T r a n s i t r o u t e n 
d u r c h Ö s t e r r e i c h 

zeug- und Treibstoffkosten pro Leistungseinheit) im inter­
nationalen Straßentransitverkehr steigen und das Ver­
kehrswachstum in Grenzen halten Die bereits jetzt un­
tragbare Belastung der1 Transitanrainer, insbesondere in 
den Stauzonen, würde aber weiter zunehmen. Allein die 
Sanierung der gegewärtigen Situation würde eine kräftige 
Verkehrsreduzierung oder erhebliche Verbesserungen im 
Straßensystem (Ortsumfahrungen) erfordern 

L k w - T r a n s i t n u r e in T e i l p i o b l e m 

Keine der diskutierten Maßnahmen kann für sich al­
lein den gestellten Forderungen vollkommen gerecht wer­
den. Eine Kombinat ion von Auflagen (Nachtfahr be-
schränkungen, lahrzeugspezifische Emissionshöchstweite) 
und marktwirtschaftlichen Instrumenten (Lizitation von 
Transitgenehmigungen) erscheint umweltökonomisch am 
effizientesten Dabei muß aber stets beachtet werden, daß 
dem Lkw-Transit nur ein Teil der verkehrsbedingten Um­
weltprobleme anzulasten ist Wohl hat er auf den von ihm 
am stärksten belasteten Teilabschnitten des Straßennetzes 
(Brenner-Autobahn) einen Anteil am Schadstoffausstoß 
von einem Drittel, auf der Inntal-Autobahn bei Innsbruck 
aber „nur" rund 13%, in Österreich insgesamt 3,5% (Cer-
wenka — Rommerskirchen, 1987) Eine Verringerung des 
Lkw-Transits allein wird in den besonders betroffenen Re­
gionen die Umweltqualität nicht grundlegend verbessern 
Kurzfristig könnten die Umweltbelastungen durch den 
Straßenverkehr mit der in der „Tiroler Transiterklärung 1" 
geforderten Reduzierung der Höchstgeschwindigkeit für 
Pkw und strengeren Kontrollen der Auspuffanlagen (hin­
sichtlich Schadstoff- und Lärmemissionen) gesenkt wer­
den Mittelfristig muß auch den Problemen des heimi­
schen Lkw-Verkehrs und des motorisierten Individualver-
kehrs (Transitverkehr, Anreise in die Urlaubsorte, Berufs­
verkehr) begegnet werden. Gesucht sind vor allem markt­
wirtschaftliche Lösungen, in denen ein Benützerpreis die 
Knappheit der Faktoren Straßenkapazität und Umwelt­
qualität anzeigt 
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